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Gliederung

Die Grundlagen des Ehe- und Familienrechts

Das japanische Ehe- und Familienrecht hat in den letzten 100 Jahren einen grundlegenden Wandel vollzogen, der die Entwicklung des Landes vom Feudalstaat hin zur hochindustriellen Wirtschaftsmacht widerspiegelt. Die japanische Gesellschaft hat den mit der Industrialisierung, der damit einhergehenden Öffnung des Landes und den schließlich damit verbundenen Wandel noch lange nicht vollzogen. Die Veränderungen der materiellen Grundlagen der Japaner führte demzufolge nicht notwendig linear zu einer Veränderung der enthischen Grundsätze der Gesellschaft, so daß aus der bloßen Existenz normativer Gesetzesbestimmungen nicht auf deren tatsächliche Akzeptanz und Bedeutung in der Rechtswirklichkeit geschlossen werden kann.

Wie in allen Ländern des vom chinesischen Konfuzianismus beeinflußten Raumes in Ostasien bestimmen sich auf dem Hintergrund der Besonderheiten der japanischen Kulturgeschichte 

Japan hatte bis zum Jahre 1853 nur unwesentliche Berührung mit der westlichen Welt. Der Einflfuß der von China (Macao) und den Phillipinen in das Land drängenden Portugiesen im 16. Jahrhundert 
 beeinflußte das Land nur unwesentlich. Geschichtliche, wirtschaftliche Beziehungen bestanden dagegen zu Südostasien, Korea und sehr stark zu China, über das nicht erst seit der mandschurischen Qing-Dynastie (1644-1911) wesentliche Einflüsse in das Land kamen. Bereits seit der Han-Dynastie (210 v.u.Z.-220 n.u.Z.), maßgeblich aber seit der Tang-Dynastie, Yuan- und Ming-Dynastie beeinflussen der chinesische Konfuzianismus und der Chan- 
 sowie tantrische Buddhismus das Land.

Die historische Entwicklung des Ehe- und Familienrechts 

Für die Entwicklung des Ehe- und Familienrechts sind drei historische Phasen von Bedeutung 
:

-
die "Tokugawa-Periode" (1605-1867) 

-
die "Meiji-Periode" 
  mit dem 1. Jap.BGB (1898/1945)

-
die anhaltende "demokratische Periode" seit 1945

Die wesentlichen Veränderungen erfuhr das japanische Ehe- und Familienrecht hierbei seit 1945, in dem die historisch überkommenen ethischen Grundvorstellungen der japanischen Werteordnung grundsätzlich in Frage gestellt und der neuen Lage der Gesellschaft angepaßt wurde.

Rechtliche Grundlagen

Die wesentlichen Vorschriften des japanischen Ehe- und Familienrechts waren seit 1896/98 im japanischen Bürgerlichen Gesetzbuch niedergelegt. Das japanische "BGB" geht maßgeblich auf den ersten Entwurf des deutschen BGB 
 zurück, der vom französischen Rechtsgelehrten Prof. Dr. Gustave Emile Boissonade im Jahre 1873 überarbeitet und in einen ersten Entwurf des japanischen Bürgerlichen Gesetzbuches aufgenommen wurde 
. Boissionde sicherte den "französischen Einfluß" im Bürgerlichen Recht, der jedoch im Verhältnis zum Einfluß des deutschen Rechts unbedeutend blieb. Der von Boissonade vorgelegte Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches wurde zwar verabschiedet, aufgrund des Widerstands der japanischen Konservativen jedoch nicht ohne weitere Überarbeitung in Kraft gesetzt. Die Konservativen in Japan gaben der "deutschen Komponente" den Vorrang. Wie das BGB von 1898 regelte das erste japanische BGB das Ehe-, Familien- und Erbrecht im 4. bzw. 5. Buch (Teil) 
.

Neugestaltung des Familien und Erbrechts nach 1945

Nach der Niederlage Japans im II. Weltkrieg ergab sich wie in Deutschland das Erfordernis einer Neubestimmung der gesellschaftrechtlichen Grundlagen des Landes. Aus der Erfahrung des Krieges einerseits aber wohl wesentlich durch die "Demokratisierungspolitik" der USA 
 beeinflußt, wurde 1946 durch den Einfluß der amerikanischen Besatzungsmacht eine neue japanische Verfassung geschaffen und zum 3.Mai 1947 
in Kraft gesetzt, die in Art. 46 eine Artikel 3 GG ähnliche Bestimmung über die Gleicheit der Geschlechter enthält 
. Einher mit der Neubestimmung der verfassungsrechtlichen Grundlagen ging die Abschaffung des sogenannten "Familiensystems"
, das die Beziehungen der Geschlechter bisher bestimmte.

Die Verfassungsregelung hat folgenden Inhalt:
"Die Ehe kann nur aufgrund einer Einigung der beiden Geschlechter entstehen und muß auf der Grundlage der Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie durch deren gegenseitige Zusammenarbeit erhalten werden. Hinsichtlich der Wahl der Ehegatten, des Güterrechts, der Erbfolge, der Bestimmung des Wohnsitzes und der sonstigen Ehe- und Familienangelegenheiten müssen Gesetze erlassen werden auf der Basis der Würde der Einzelpersönlichkeit und der wesensmäßigen Gleichberechtigung von Mann und Frau." 

Das japanische "Familiensystems" und die Rechte des "Hauses" ("Ie")

Die traditionelle japanische Familienstruktur war ein Spiegelbild der japanischen feudal-hierarchischen Gesellschaft, wie sich insbesondere in der "Tokugawa-Periode" (1605-1867) herausgebildet hatte. Das Verhältnis zwischen dem Hausherrn und den Familienangehörigen entsprach dem zwischen Herrscher 
 und Untertan 
. Der "Hausherr" hatte über die Familie die absolute Macht des "Kaisers". Kein Familienmitglied konnte ohne seine Zustimmung heiraten oder eine Familie gründen. Zwar forderte das alte JBGB die Zustimmung allein bei Männern unter 30 und Frauen unter 25 Jahren. Der moralische und nach Art. 1 des japanischen BGB zu beachtende Grundsatz des Vorrangs der "öffentlichen Ordnung" hinderten regelmäßig abweichende Entscheidungen.

Stellung der Frau im Familiensystem

Frau konnte nach dem Familiensystem keine Verantwortung für die Familie übernehmen 
. Die Verwaltung sowie die Nutznießung ihres eigenen Vermögens oblag in der Ehe vor der Reform allein dem Ehemann als "Hausherrn". Die Frau war in der Geschäftsfäigkeit beschränkt und bedurfte zu rechtsgeschäftlichen Willenserklärungen stets der Zustimmung ihres Ehemanns 
. Dem Ehemann standen alle wesentlichen Entscheidungen zu. Die elterliche Gewalt wurde ausschließlich vom Hausherrn ausgeübt. Im Fall seiner Abwesenheit trat der älteste Sohn an die Stelle des Hausherrn. Bei einer Scheidung wurde die elterliche Gewalt dementsprechend allein auf den Vater übertragen, "weil die Mutter mit der Ehescheidung aus dem "Haus" ihres Ehemannes" "austrat" 
. Selbst dann, wenn einmal die tatsächlich Sorge durch die Ehefrau ausgeübt werden mußte, weil z.B. der Hausherr verstorben und Söhne nicht vorhanden waren, konnte die Ehefrau die häusliche Gewalt nur mit Billigung des "Familienrats" ausüben 
.

Im Erbfall und in der Hierachie innerhalb der Familie traten die Rechte der ältesten Tochter hinter die des jüngsten Sohnes zurück. Als "Hausherrnerbe" kam eine Frau so faßt niemals in betracht 
.

Nach dem alten Strafgesetzbuch war ein Ehebruch der Ehefrau strafbar, während der des Ehemannes nicht strafbar war, es sei denn, daß er mit einer anderen Ehefrau die Ehe gebrochen hatte 
. Folgerichtig bildete der Ehebruch einer Frau einen Scheidungsgrund, während dies umgekehrt nur dann der Fall war, wenn der Ehemann für seine Verfehlung tatsächlich bestraft wurde 
.

Reform der Gesetzgebung 1946

Auf der Grundlage der Verfassung von 1946 wurde auch in Japan eine Novellierung des Bürgerlichen Rechts erforderlich.

Die wesentlichen Vorschriften des japanischen Ehe- und Familienrechts waren seit 1896/98 im japanischen Bürgerlichen Gesetzbuch niedergelegt. Das japanische "BGB" geht maßgeblich auf den ersten Entwurf des deutschen BGB 
 zurück, der vom französischen Rechtsgelehrten Prof.Dr.Gustave Emile Boissonade im Jahre 1873 überarbeitet und in einen ersten Entwurf des japanischen Bürgerlichen Gesetzbuches aufgenommen wurde 
. Boissionde sicherte den "französischen Einfluß" im Bürgerlichen Recht, der jedoch im Verhältnis zum Einfluß des deutschen Rechts unbedeutend blieb. Der von Boissonade vorgelegte Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches wurde zwar verabschiedet, aufgrund des Widerstands der japanischen Konservativen jedoch nicht ohne weitere Überarbeitung in Kraft gesetzt.

Die Umsetzung der Verfassung von 1946 führte zu verschiedenen Novellierungen des Bürgerlichen Rechts 
. Zunächst wurde durch das "Gesetz betreffend provisorische Maßregeln auf dem Gebiet des bürgerlichen Gesetzbuches in Zusammenhang mit dem Inkrafttreten der japanischen Verfassung" ein aus nur 10 Paragrafen bestehendes Gesetz verabschiedet, das die Abschaffung des feudalen Familiensystems einfachgesetzlich verkündete und die formelle Gleichheit der Geschlechter verkündete 
. Weitere Änderungen erfolgten durch das Gesetz Nr. 222 vom 22. Dezember 1947, das am 1. Januar 1948 in Kraft trat 
. Weitere Änderungen folgten "durch die Gesetze Nr. 260 von 1948, Nr.141 von 1949, Nr.123 von 1950 und Nr.40 von 1962" 
. Eine weitere Novellierung erfolgte mit der Neufassung des "Bürgerlichen Gesetzbuches" von 1966 
.

Der Form nach handelte es sich bei allen Novellierungen im bloße Änderungen des BGB. Tatsächlich wurde im Zuge der Umsetzung der Verfassung im Jahre 1947 ein völlig anderes Gesetz geschaffen 
.

Elemente der Reformgesetzgebung

Neben der Abschaffung des Familiensystems, der Durchsetzung der Gleichberechtigung wird der endeutige Vorrang des Individualismus zum Gesetzesziel erklärt.

Familienstandsbuch jetzt neu für jede Familie bei einer neuen Eheschließung. Der Familienname zeichnet nicht mehr das auf Ewigkeit ausgerichtete Haus, sondern die einzelne Familie aus 
. Der Familienrat wurde abgeschafft und mit ihm die "Hausherrenerbfolge". Die Nachlaßerbfolge wird eingeführt. Weibliche Erben sind männlichen grundsätzlich gleichgestellt. Die Beschränkungen der Ehefrau in der Geschäftsfähigkeit wird abgeschafft 
.

Auch der Ehebruch ist nach neuem Recht nicht mehr strafbar.

Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht

Das japanische Kollisionsrecht wurde erst kürzlich novelliert: Am 1. Januar 1990 trat mit dem am 28. Juni 1989 im Parlament verabschiedeten Änderunggsgesetz zum "IPR-Gesetz" vom 21. Juni 1898 (Horei) in der Fassung vom 12. Juni 1986 ein neues "Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht" in Japan in Kraft 
. Darüberhinaus findet auf Kollisionsfälle das Rechtsanwendungsgesetz ("GAG") 
 Anwendung, das wesentliche Fragen des Auslandsbezugs regelt 
. Mit der Novellierung trug Japan der Tatsache Rechnung, daß immer mehr Eheschließungen zwischen Japanern und Ausländern zu verzeichnen sind, sa daß die teilweise noch aus dem letzten Jahrhundert stammenden Regelungen angepaßt werden mußten.

Die wichtigsten Änderungen des japanischen Internationalen Ehe- und Kindschaftsrechts betreffen das Personalstatut, das Internationale Eherecht und das Ehegüterrecht, Ehescheidung und das Internationales Kindschaftsrecht. Nicht wenige Stimmen kritisieren, daß die neue Rechtslage ein "Chaos" begründet, das die Grundgedanken des Gesetzgebers bei der Novellierung unerkennbar bleiben läßt 
.

Besonders problematisch erscheint die Neureglung des Personalstatuts, da insoweit je nach Rechtsgebiet ein anderer Anknüpfungspunkt zu konstatieren ist.

Für Ausländer bzw. gemischt-nationale Ehen bedeutsam sind folgende Veränderungen und Klarstellungen:

1.)
Die Geschäftsfähigkeit eines minderjährigen aber verheirateten Ausländers richtet sich nach wie vor nach dem Heimatrecht des Ausländers, soweit Willenserklärungen über Grundstücke oder auf dem Gebiete des Familien- und Erbrechts infrage stehen 

Allgemeine Vorschriften

Renvoi

Ordre public

Übergangsvorschriften

Personalstatut

Internationales Eherecht

Güterrecht

Ehescheidung

Internationales Kindschaftsrecht

Eheliche Kindschaft

Nichteheliche Kindschaft

Legitimation

Adoption

Familienrechtliche Verhältnisse

Das Verlöbnis

Das JBGB enthält auch nach der Novellierung 1947 keine besonderen Vorschriften über das Verlöbnis 
. Ein Rücktritt vom Verlöbnis hat demzufolge im Normalfall auch keine Folgen für den anderen Partner. Geschenke sind nach den Grundsätzen über die ungerechtfertigte Bereicherung herauszugeben, Schadensersatz wird nicht gewährt. Nur in Ausnahmefällen haben japanische Gerichte aus Billigkeit Schadensersatz gewährt. Hierbei handelte es sich im wesentlichen um den Ausgleich bei einem Rücktritt vom Verlöbnis, die an sich sogenannte "Geheimehen" betrafen 
.

Die Bedeutung der Ehe für die japanische Frau

Wandel, früher Abhängigkeit

"Hinsichtlich der Eingehung der Ehe antworteten 24% aller Frauen, daß eine Frau nicht heiraten müsse, wenn sie auf eigenen Füßen stehen könne (dieser Meinung waren im Jahre 1979 schon 22,8%, während es im Jahre 1972 erst 13% waren"
.

Die Eheschließung

Die Eheschließung in Japan ist im Gegensatz zum westlichen Kulturkreis ein "privates" Ereignis. Ein bestimmtes Zeremoniell ist weder vor einer weltlichen noch einer religiösen Instanz erforderlich. Üblich ist auch in Japan, daß dem "Gang zum Standesamt" eine den Gebräuchen entsprechende religiöse Zeremonie stattfindet. Die Eheschließung nach japanischem Ritus findet jedoch im Westen keine Entsprechung.

Formen der Eheschließung

Die Privatehe

Die Eheschließung wird durch die Anmeldung zur Registrierung beim örtliche zuständigen Zivilstandesamt im Familienstandsbuch vollzogen 
. Die Anmeldung gemäß Art. 739 JBGB muß von beiden Verlobten und zwei Zeugen mündlich oder durch Vorlegung einer eigenhändig unterschriebenen Urkunde vollzogen werden 
. Die Anmeldung erfolgt zunehmend zeitnah. Auf dem Land jedoch kommt es immer wieder vor, daß die Anmeldung erst Monate, ja im Einzelfall sogar Jahre nach der Eheschließung erfolgt. Die Geburt des ersten Kindes ist dann der eigentliche Grund für die Registrierung 
. Erfolgt zwar eine "Eheschließung", unterbleibt jedoch die Anmeldung, so wird von einer sogenannten "Geheimehe" gesprochen. Eine nicht angemeldete Ehe ist keine wirksame Ehe 
.

Eheverbote

Das JBGB enthält wesentlich einfachere Regeln über Eheverbote als das deutsche Recht 
.

Eheschließung zwischen/mit Minderjährigen

Bei der Eheschließung eines Minderjährigen ist mindestens die Zustimmung eines Elternteils notwendig 
. 

Förmlichkeiten (Registerrecht)

Ein förmliches Aufgebot ist nach japanischem Recht nicht erforderlich 
. Beachtlich sind für die Eheschlienden jedoch die Bestimmungen des Personenstandsrechts, die eine Registrierung der Eheschließung erfordern.

Der Familienstand der Eheschließenden ergibt sich aus dem Familienregister und beurteilt sich nach dem Personenstandsrecht 
. Hier ist auch die Staatsangehörigkeit vermerkt. Im Falle der Eheschließung wird für die neue Familie ein neues Registerblatt angelegt. Bei Auslndsberührung wird ein Registerblatt auf den Namen des japanischen Bürgers angelegt. Die Tatsache der Eheschließung 
 wird hier ebenso wie alle anderen personenrelevanten Ereignisse eingetragen. Das Register entspricht in der Funktion ansatzweise dem deutschen "Familienbuch", das für jede Familie bei den Standesämtern im Amtsgerichtsbezirk geführt wird.

Wirkungen der Ehe im Allgemeinen

Die Eheschließung macht mündig 
.

Ehe- und Familiennamen 

Für rein japanische Ehen 
 bestimmt Art.750 JBGB die Wahl des Ehe- und Familiennamens. Die Regelung lautet:

"Mann und Frau nehmen den Familiennamen des Mannes oder der Frau an gemäß der bei Eheschließung getroffenen Vereinbarung an".

Die Entscheidung darüber, ob der Familienname des Ehemannes oder der Ehefrau als Familienname geführt werden soll, wird gewöhnlich vor der Eheschließung getroffen 
. Die Kinder führen den gemeinsamen Familiennamen der Eltern. Gleiches gilt nach Adoption für den Angenommenen.

Ein unehelich geborenes Kind führt dagegen den Familiennamen seiner Mutter 
.

Mit der Ehescheidung erwarb nach dem Änderungsgesetz zum JBGB von 1947 der Ehegatte, der seinen Familiennamen anläßlich der Eheschließung aufgegeben hatte, seinen früheren Familiennamen wieder 
. Stirbt ein Ehepartner, so kann der überlebende Ehegatte den gemeinsamen Familiennamen fortführen oder aber seinen bei Eheschließung aufgegebenen Familiennamen führen 
.

Eine Ehescheidung der Eltern bedingt keine Änderung des Familiennamens des Kindes. Erscheint aufgrund der familiären Situation eine Veränderung des Namens geboten, so kann das betroffene Kind gemäß Art. 791 JBGB mit Erlaubnis des Gerichts seinen Familiennamen aufgeben und den Familiennamen des Elternteils annehmen, bei dem es nach der Ehescheidung lebt.

Mit dem Personenstandsänderungsgesetz von 1984 wurde Art.107 JBGB 
 mit der Folge geändert, daß gerade in Fällen mit Auslandsberührung japanische Staatsbürger den Namen des ausländischen Ehepartners annehmen kann. xxx nochmals prüfen Bergmann S.8c

Wirkungen der Ehe im Besonderen

Das Verhältnis von Eltern und Kindern

Nach dem reformierten japanischen Familienrecht üben die Eltern die elterliche Gewalt 
 gemeinsam aus.

Ein unehelich geborenes und vom Vater nicht förmlich anerkanntes Kind ist nur mit seiner Mutter verwandt 
. Die Anerkennung durch den Vater kann im Wege der Anmeldung der Kindschaftsanerkennung beim zuständigen Familienstandsbuchamt oder durch Verfügung von Todes wegen
 erfolgen 
. Art. 783 II JBGB bestimmt, daß auch ein bereits verstorbenes Kind noch anerkannt werden kann, wenn dessen Abkömmlinge zum Zeitpunkt der Anerkennung noch leben.

Das uneheliche Kind kann gegen seinen Vater die Vaterschaftsklage erheben. Nach dem Tod des Vaters, richtet sich die Klage gemäß Art. 787 JBGB gegen den Staatsanwalt. Jedoch muß in diesem Fall die Klage binnen drei Jahren nach dem Todesfall des Vaters erhoben sein.

Durch die Anerkennung erwirbt das uneheliche Kind die Stellung eines ehelichen Kindes 
 des Vaters. Damit wird eine verwandtschaftliche Beziehung zur Familie des Vaters begründet 
.

Nichteheliche Kindschaftsverhältnisse

Die elterliche Gewalt über nicht eheliche Kinder übt die Mutter aus. Eine dem deutschen Recht entsprechende Beschränkung ist nicht vorgesehen 
. Anerkennt der Vater des Kindes die Vaterschaft, so kann er die elterliche Gewalt mit Zustimmung der Mutter ausüben, solange diese damit einverstanden ist 
.

Kindesannahme (Adoption)

Nach japanischem Recht ist die Adoption unter der Voraussetzung erlaubt, daß der Annehmende volljährig ist 
, der Angenommene kein Abkömmling des Annehmenden und acuh nicht älter als der Annehmende ist 
.

Art. 797 JBGB bestimmt, daß Kinder unter 15 Jahren nur dann adoptiert werden können, wenn deren Eltern oder aber der Vormund förmlich zustimmen. Neben der Zustimmung der Eltern ist für die Adoption die Zustimmung des Familiengerichts erforderlich 
. Die Zustimmung des Familiengerichts ist nur dann entbehrlich, wenn der eigene Abkömmling oder der des Ehepartners adoptiert werden soll.

Mit der Adoption erwirbt der Angenommene die Stellung eines echten Kindes des Annehmenden 
. Damit ändert sich das Verwandtschaftsverhältnis. Mit der Annahme entsteht ein Erbrecht am Nachlaß des Annehmenden 
. Art. 790 I JBGB bestimmt, daß das angenommene Kind mit der Annahme den Familiennamen des Annehmenden führt.

Unterhalt

Gemäß $ 760 JBGB haben sich die Eheleute mit ihrem eigenen Vermögen an den Kosten des gemeinsamen Haushalts zu beteiligen 
. Dies begründet eine gegenseitige Unterhaltspflicht während der Ehe sowie gegenüber den Kindern und Geschwistern sowie allen Blutsverwandten 
. Allerdings fehlen besondere Vorschriften, die die Unterhaltspflicht von Eltern gegenüber Kindern regeln 
. 

Die Unterhaltspflicht in Japan geht danach weiter als die in Deutschland.??

Art. 766 III JBGB bestimmt, daß ein Elternteil, dem die Elternrechte anläßlich der Ehescheidung nicht zugesprochen worden sind, dem Kind nach wie vor Unterhalt zu gewähren hat 
.

Bei besonderem Anlaß kann das Familiengericht gemäß Art. 877 JBGB nach billigem Ermessen die Unterhaltspflicht auf Verwandte innerhalb des dritten Grades ausdehnen 
.

Umfang der Unterhaltspflicht

Das japanische BGB regelt die Höhe der geschuldeten Unterhaltsleistung ebensowenig wie die Reihenfolge der möglichen Unterhaltspflichtigen 
. 

Der Grundsatz der Privatautonomie auch im Familienrecht bedingt, daß sich die Beteiligten in erster Linie über die Art und Weise der Unterhaltsleistung zu einigen haben. Erst dann, wenn eine gütliche Einigung nicht zustande kommt, entscheidet gemäß Art. 879, 880 JBGB das Familiengericht über die Unterhaltsleistung. 

Ändern sich die maßgeblichen Verhältnisse der Beteiligten nach der Entscheidung des Familiengerichts maßgeblich, kann eine Abänderung der familiengerichtlichen Entscheidung bewirkt werden 
.

Das Erbrecht

Das Erbrecht entsteht in Japan gesetzlich. Eine testamentarische Erbfolge sieht das JBGB ebensowenig vor wie die Gestaltung der Erbfolge durch Erbvertrag 
. Auch Durch Verfügung von Todes wegen (Testament) kann lediglich ein Vermächtnis gemacht werden. Der Vermächtnisnehmer hat gemäß Art. 990 JBGB die gleichen Rechte am Vermächtnis wie ein Erbe. Materiellrechtlich hat der Vermächtnisnehmer in Japan eine stärkere Rechtsposition als sein Pendent in Deutschland 
.

Gesetzliche Erbrechte von Abkömmlingen und Verwandten

Die Rechte am Nachlaß werden auch nach japanischem BGB nach der gesetzlichen Erbfolge bestimmt. Erben werden danach in der Reihenfolge

-
Abkömmlinge des Erblassers

-
Vorfahren des Erblassers in gerader Linie

-
die Geschwister des Erblassers

Leben im Zeitpunkt der Erbfolge noch Vorfahren in gerader Linie und sind zugleich mehrere Abkömmlinge vorhanden, so geht derjenige in der Erbfolge den anderen vor, der in näherem Grade mit dem Erblasser verwandt ist 
. Abkömmlinge erben hälftig oder im Falle mehrerer Abkömmlinge entsprechend zu gleichen Anteilen. Stehen mehrere Erben im gleichen Grade zueinander, so erben auch sie zu gleichen Anteilen. Nichteheliche aber anerkannte Abkömmlinge erben jedoch nur zur Hälfte des gesetzlichen Erbteils 
.

Der Erbteil des unehelichen und im Wege der Anerkennung "ehelich" gewordenen Kindes am Nachlaß beträgt gemäß Art. 900 Nr. 4 Satz 2 JBGB nur die Hälfte des Erbteils des ehelichen Kindes 
.

Gesetzliche Erbrechte des Ehegatten

Der Ehegatte des Erblassers erbt neben den gesetzlichen Abkömmlingen oder Verwandten 
. 

Hat der Erblasser keine Abkömmlinge und auch sonst keine erbberechtigten Verwandten, so erbst der Ehegatte den gesamten Nachlaß.

Erbquoten von Ehegatten und Verwandten

Der gesetzliche Erbteil des Ehegatten beträgt neben Abkömmlingen ein Drittel 
.

Sind keine Abkömmlinge, dafür aber Verwandte des Erblassers in gerader Linie vorhanden 
, so erhöht sich der Erbteil auf die Hälfte 
.

Sind lediglich Geschwister des Erblassers vorhanden, beträgt das Ehegattenerbrecht sogar zwei Drittel 
.

Erbannahme- und ausschlagung

Ein Erbe kann die Erbschaft annehmen oder ausschlagen .

Die unbedingte "einfache" Erbannahme bewirkt, daß der Erbe in die volle unbeschränkte Erblasserposition eintritt.

Bestehen Zweifel über die Vermögenssituation des Erblassers, so kann der Erbe die Erbschaft untr dem Vorbehalt annehmen, daß er für die Nachlaßverbindlichkeiten nur in Höhe des Erblasses haften wolle .

Die Erbausschlagung setzt die vorherige Anrufung des Familiengerichts voraus 
.

Vermögensrechtliche Grundlagen

Die eherechtlichen Güterstände nach japanischem Recht

Das JBGB kennt als gesetzlichen Güterstand die Gütertrennung 
. Durch Ehevertrag kann der Güterstand jedoch frei bestimmt werden, so daß auch andere Gestaltungen denkbar sind. Die Ehegatten können eine freie Bestimmung ihrer güterrechtlichen Verhältnisse durch Vertrag jedoch nur dann wirksam regeln, wenn der Ehevertrag vor der Eheschließung abgeschlossen wird 
. Nach erfolgter Eheschießung kann der Vertrag 
 nicht mehr geändert werden 
. Die japanische Gesetzgebung dürfte im Zweifel ausländische Frauen nachteilig betreffen, die einen Japaner geheiratet haben und auf einen "Zugewinnausgleich" infolge der Ehescheidung vertrauen 
.

In der Ehe kann Gemeinschaftseigentum entstehen, so daß anläßlich der Scheidung insoweit eine Vermögensauseinandersetzung erforderlich wird. Art. 762 JBGB stellt die gesetzliche Vermutung auf, daß ein Gegenstand gemeinsames Vermögen beider Ehegatten ist, wenn nicht klar ist, welchem Ehegatten der Gegenstand gehört.

Gemäß Art. 761 JBGB haften die Eheleute trotz der grundsätzlichen Gütertrennung für Verbindlichkeiten, die einer der Partner in Angelegenheiten des täglichen Lebens eingegangen ist, gemeinsam.

Die Gütertrennung benachteiligt regelmäßig die Ehefrau, die lediglich im Haushalt arbeitet und die Kinder versorgt. Zwar entsteht hinsichtlich der Anschaffungen des täglichen Bedarf regelmäßig deshalb eheliches Gemeinschaftseigentum, weil nicht klar abgegrenzt werden kann, vom wem die Mittel für die Anschaffung tatsächlich stammen. Hierbei handelt es sich jedoch um keine Vermögenspositionen, die für eine Auseinandersetzung bedeutsam sind. Im Rahmen der Scheidung nimmt die Ehefrau, die lediglich Hausfrau war, am Vermögenszuwachs aus dem Bestand der Ehe nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht teil. Einen Zugewinnausgleich sieht das Gesetz dem reinen Wortlaut nach nicht vor.

Motozawa 
 verweist auf eine Untersuchung der Staatskanzlei des Ministerpräsidenten aus dem Jahre 1986, wonach sich die Verteilung der häuslichen Lasten wie folgt darstellt: An der häuslichen Arbeit in einer Doppelverdiener-Ehe beteiligte sich der Mann nur 0,06 Stunden am Werktag (0,24 Stunden am Sonntag) an der Haushaltsführung und Kindererziehung, während dies in der Hausfrauenehe für die Zeit von 0,05 Stunden (0,31 Stunden am Sonntag) der Fall war 
. Und weiter: "Bei einer Umfrage 

Die Ehescheidung

Nach dem Krieg ist die jährliche Scheidungsrate stetig gestiegen. Zwischen 1964 und 1983 hat sich die Anzahl der Scheidungen annähernd verdoppelt 
. 

Als wesentliche Begründung für diese Entwicklung wird die veränderte japanische Gesellschaft angeführt, in der sich das Bild der Familie und letztlich auch der Frau unter dem Einfluß des Individualismus ständig wandelt. Zudem ändert sich die Einstellung zur Scheidung. Prägte früher im wesentlichen die Angst vor der persönlichen und materiellen Isolierung gerade die Haltung der Frauen zur Scheidung, so zeigt sich heute immer mehr, daß wirtschaftliche und vor allem ethische Gründe eine Scheidungsangst nicht mehr begründen. "Bei einer Umfrage der Staatskanzlei des Ministerpräsidenten im Jahre 1984 beantworteten 30,3% - davon Männer 26,8%, Frauen 33,1% - aller Befragten die Frage, ob es die Möglichkeit der Ehescheidung geben solle, wenn man mit seinem Ehepartner nicht zufrieden sei, positiv. Im Jahre 1979 waren es noch 22,8% (davon Männer 21,7%, Frauen 23,6%)" 
. 

Folgende Faktoren sind für die Zerrüttung der Ehe heute in Japan entscheidend:

-
geistige Unreife der Ehegatten

-
Veränderung des Lebenslaufs der Frauen

-
mangelnde Kommunikation zwischen Ehepartnern

-
auf Alkoholismus und Drogenkonsum zurückgehende Isolierung in der Gesellschaft

-
Verminderung der Pufferfunktion von Großfamilie und Nachbarschaft

-
Abnahme der scheidungsbedingten Nachteile für die Ehefrau


Vermehrung der Arbeitsplätze für Frauen

-
Zunahme der öffentlichen Förderung von Frauen durch Sozialleistungen 
.

Mit den veränderten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ändert sich auch die Einstellung zu Scheidung bei älteren Bürgern. Motozawa 
 führt hierzu aus: "In den letzten 20 Jahren hat sich im Durchschnitt das Alter der scheidungswilligen Ehegatten erhöht und die Ehedauer verlängert. Im Jahr 1984 betrug z.B. der Anteil der an einer Ehescheidung Beteiligten, die zwischen 30 und 40 Jahre alt waren, über 42% (im Jahre 1965 36%) und die durchschnittliche Ehedauer 10,2 Jahre (im Jahre 1965 6,5 Jahre). Dies hatte zur Folge, daß im genannten Zeitraum auch die Zahl der von einer Scheidung der Eltern betroffenen Kinder schnell zunahm. Es waren im Jahr 1983 ungefähr 226.000 Kinder, fast das 3,3fache der im jahr 1963 betroffenen Kinder".

Mit Rücksicht auf die Verfassung, die auch in Japan die Familie als Grundeinheit der Gesellschaft definiert und Art. 1 JBGB 
, der die Abhängigkeit der bürgerlichen Rechte auch vom öffentlichen Wohl determiniert, haben die mit der Scheidung zusammenhängenden Fragestellungen eine über das Interesse der unmittelbar Beteiligten hinausgehende Bedeutung. Zunehmend rückt das Kindeswohl in das Blickfeld der Öffentlichkeit. Gesetzgeberische Reformen sollen sich maßgeblich auf die Regelung der Folgelasten von Scheidungen für die Kinder erstrecken.


Bedeutung der Ehescheidung in der japanischen Gesellschaft

	Scheidungsstatistik Japan 1883-1986  
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Jahr
	Absolute 
	Scheidungen
	Familiengerichtliche Scheidung
	Scheidung 

	
	Zahlen
	pro 1000
	
	
	
	
	durch

	
	
	Einwohner
	
	Schlichtung
	Beschluß
	
	Urteil

	
	
	
	in %
	
	%
	
	%

	1883
	127162
	3,38
	100
	
	
	
	

	1884
	109905
	2,9
	100
	
	
	
	

	1885
	113565
	2,96
	100
	
	
	
	

	1890
	109088
	2,73
	100
	
	
	
	

	1895
	110838
	2,73
	100
	
	
	
	

	1896
	115654
	2,75
	100
	
	
	
	

	1897
	124075
	2,93
	100
	
	
	
	

	1898
	99464
	2,32
	-
	
	
	
	

	1899
	66626
	1,54
	-
	
	
	
	

	1900
	63838
	1,46
	99,7
	
	
	
	0,3

	1905
	60061
	1,29
	-
	
	
	
	

	1910
	59432
	1,21
	-
	
	
	
	

	1915
	59943
	1,14
	-
	
	
	
	

	1920
	55511
	0,99
	99,2
	
	
	
	0,8

	1925
	51687
	0,87
	-
	
	
	
	

	1930
	51259
	0,8
	-
	
	
	
	

	1935
	48528
	0,7
	99,1
	
	
	
	0,9

	1940
	48556
	0,68
	99
	
	
	
	1

	1948
	79032
	0,99
	98,2
	1,5
	0,1 (92)
	
	0,2 (147)

	1949
	82575
	1,01
	96,9
	2,7
	0 (37)
	
	0,4

	1950
	83689
	1,01
	95,5
	3,9
	0 (25)
	
	0,5 (433)

	1955
	75267
	0,84
	92,8
	6,4
	0 (27)
	
	0,8 (568)

	1960
	69410
	0,74
	91,2
	7,8
	0,1 (43)
	
	0,9 (652)

	1965
	77195
	0,79
	90,2
	8,7
	0,1 (41)
	
	1,1 (863)

	1970
	95937
	0,93
	89,6
	9,3
	0,1 (64)
	
	1 (993)

	1975
	119135
	1,07
	89,9
	9
	0 (54)
	
	1 (1172)

	1978
	132146
	1,15
	89,5
	9,3
	0 (40)
	
	1,2 (1539)

	1979
	135146
	1,17
	89,5
	9,3
	0 (42)
	
	1,2 (1616)

	1980
	141689
	1,22
	89,9
	9
	0 (46)
	
	1,1 (1532)

	1981
	154221
	1,32
	90,3
	8,6
	0 (31)
	
	1,1 (1624)

	1982
	163980
	1,39
	90,4
	8,5
	0 (31)
	
	1,1 (1765)

	1983
	179150
	1,51
	
	
	
	
	

	1984
	178746
	1,5
	
	
	
	
	

	1985
	166640
	1,39
	
	
	
	
	

	1986
	166054
	1,37
	
	
	
	
	


Quelle: Scheidungsstatistik 
.

Die einverständliche Privatscheidung

Nach japanischem Recht 
 besteht für japanische Eheleute die Möglichkeit, sich außergerichtlich gemäß Art. 763 JBGB "scheiden zu lassen". Hierbei handelt es sich folgerichtig um die Kehrseite der Privateheschließung. Voraussetzung einer Privatscheidung ist eine Einigung 
 der Eheleute und die Anmeldung der Ehescheidung beim zuständigen Familienregister 
 
. Die "Privatscheidung" ist anders als in Deutschland, soweit sich die Ehepartner einig sind, weniger eine Teilnahme an ein einem staatlichen Verfahren nach einer Verfahrensordnung, Anwaltszwang etc. als vielmehr ein aktives Rechtsgeschäft, wobei sich die Teilnahme des Staates auf die Entgegennahme und Registrierung der Willenserklärung beschränkt. Die überwiegende Mehrheit der Scheidungen in Japan erfolgen durch die Privatscheidung 
.

Die "Ehescheidung" wird durch die Anmeldung beim Bezirksamt, bei dem das Familienregister geführt wird, gemäß _ 25 I PStG 
 erst wirksam 
, d.h. die Ehe gilt als aufgelöst.

Form der Privatscheidung

Die Scheidungsanmeldung hat auf einem Formular zu erfolgen, das von den Eheleuten und zwei erwachsenen Zeugen unterschrieben sein muß 
. 

Eine persönliche Anwesenheit der Eheleute ist bei der Anmeldung der Ehescheidung zum Zweck der Registrierung nicht erforderlich .

Das Formular kann danach z.B. mit der Post aufgegeben werden oder aber von einem Dritten, da eine persönliche Anwesenheit auch nicht erforderlich ist.

Haben die Eheleute gemeinsame Kinder, so muß die Scheidungsvereinbarung auch bestimmen, wem das Elternrecht für die Kinder nach der Scheidung zustehen soll. Die Bestimmung muß in das Formular der Scheidungsanmeldung eingetragen werden 
. Eine Regelung über den Unterhalt des Kindes muß nicht getroffen werden 
. 

Der Registerbeamte beim zuständigen Standesamt prüft die Voraussetzungen der Privatscheidung nur förmlich 
.

Ausdruck der Möglichkeit einer Privatscheidung ist insbesondere auch die "protokollierte Schlichtung" nach dem "Gesetz über die familiengerichtlichen Entscheidungen in Familiensachen" ("GFEF") 
. Die "protokollierte Schlichtung" führt entweder zur erstrebten Ehescheidung oder aber zur Fortsetzung der Ehe 
.

Vor- und Nachteile der Privatscheidung in Japan

Die Privatscheidung hat für den westlichen Betrachter je nach seinem Standpunkt unterschiedliche Vor- und Nachteile. An erster Stelle der Vorteile dürfte der enorme Kostenvorteil spielen, denn Ehescheidungen in Deutschland können allein aufgrund der Anwaltskosten durch Anwaltszwang recht teuer werden. Weiterhin ist der enorme zeitliche Vorteil nicht zu unterschätzen, denn die einvernehmliche Ehescheidung kann jederzeit vereinbart und angemeldet werden.

Problematisch stellt sich die Privatscheidung jedoch gerade aufgrund des Zeitfaktors da, weil die Probleme, die sich aus einer übereilten Einigung ergeben können selten in vollem Umfang erkannt werden. So werden die Probleme, die auf Willensmängel, Täuschung, Drohung oder ungenügende Regelung der Unterhaltsfragen oder Vermögensauseinandersetzung zurückzuführen sind, durch eine Privatscheidung eher erhöht, denn vermindert.

Kritiker in Japan bemängeln daher auch im wesentlichen den mangelnden Rechtsschutz durch das System der Privatscheidung, zumal jeder Vereinbarung der Parteien ohne eine erforderliche gerichtliche Zustimmung getroffen werden kann 
.

Die streitige Scheidung nach japanischem Recht

Können sich die Eheleute nicht außergerichtlich über die Aufhebung der Ehe verständigen, kann die Ehescheidung gerichtlich bewirkt werden.

Voraussetzung einer gerichtlichen Scheidung sind 1.) das Vorliegen materieller Scheidungsgründe und 2.) die Einhaltung der vom Gesetz für die Scheidung vorgesehenen Verfahren.

Scheidungsgründe nach japanischem Recht

Scheidungsgründe nach japanischem Recht sind 

-
schweres ehewidriges Verhalten 
,

-
vorsätzliches Aussetzen 
 durch den anderen Ehepartner 
,

-
Verschollenheit mehr als drei Jahre 
,

-
schwere Geisteskrankheit ohne Aussicht auf Besserung 
,

-
sonstige unerträgliche Gründe, die die Fortsetzung der Ehe unzumutbar machen 
.

Nach japanischem Recht galt lange Zeit der Grundsatz, daß auch im Ehe- und Familienrecht ein Mißbrauch von Rechten ausgeschlossen war 
. Wer danach einen Scheidungsgrund verursachte, konnte die Scheidung aus gerade diesem selbst geschaffenen Grunde nicht einreichen
. Mit seiner Entscheidung 
 vom 2.9.1987 ist der Große Senat des japanischen Obersten Gerichtshofes von diesem Grundsatz einschränkend abgewichen. Der Entscheidung lag ein Fall zugrunde, bei der der Ehemann die Scheidung der 1937 geschlossenen kinderlsoen Ehe begehrte. Seit dem Jahre 1947 lebte der Antragsteller mit einer anderen Partnerin eheähnlich zusammen, mit der er zwei Kinder hatte. Das Urteil befaßt sich eingehend und - zugleich in das Rechtssystem einführend - mit dem "Zerrüttungsprinzip" und dem Rechtsmißbrauch und stellt grundsätzlich neu fest:

"(1) _ 770 I Nr. 5 JBGB bedeute nur, daß eine Ehe geschieden werden könne, wenn sie unheilbar gescheitert sei. Darüber hinaus könne man aber dem Wortlaut dieser Vorschrift nicht entnehmen, daß die Scheidungsklage des Ehegatten, der die Zerrüttung der Ehe allein verschuldet habe, abgewiesen werden sollte.

(2) Eine Scheidungsklage müsse aber den Grundsätzen der Gerechtigkeit, Billigkit sowie der sozialen Sittlichkeit entsprechen, weil die Scheidung die Beendigung der Ehe, die eine gesellschaftsrechtliche und rechtliche Grundordung sei, bedeute. In diesem Sinne dürfe die Scheidungsklage nicht gegen das Prinzip von Treu und Glauben verstoßen, das den ganzen zivilrechtlichen Bereich durchziehe.

(3) Aufgrund der obigen Erwägungen könne auch der Scheidungsklage eines schuldigen Ehegatten stattgegeben werden, wenn die Ehegatten im Vergleich mit ihrem Alter und der Dauer ihres Zusammenlebens ziemlich lange getrennt leben, kein sorgeberechtigtes Kind haben und keine besonderen Umstände vorliegen, deretwegen der Ausspruch einer Scheidung der sozialien Gerechtigkeit so sehr widersprechen würde, daß für den beklagten Ehegatten eine Scheidung seelisch, gesellschaftlich und wirtschaftlich von einer unzumutbaren Härte sei" 
.

Mit der Einführung und bedingten Anerkennung des "Zerrüttungsprinps" hat die Rechtsprechung den Boden für die Klärung weiterer Streitfragen aus der Umsetzung unbestimmter Rechtsbegriffe bereitet. Unverkennbar ist jedoch, daß aufgrund der strengen Anlehnung an die Grundsätze von Treu und Glauben gemäß Art. 1 JBGB eine Zerrüttung der Ehe bisher nur unter sehr engen Voraussetzungen anerkannt und demzufolge auch durchgesetzt werden kann 
.

Das Scheidungsverfahren

Zu den drei "gerichtlichen Verfahren" gehören 
:

-
Scheidung im Schlichtungsverfahren nach dem "GFEF" durch Schlichtungsentscheidung (Protokoll)

-
Zwangsschlichtung durch Richterspruch des Familiengerichts gemäß Art. 24 "GFEF"

-
Scheidungsverfahren vor dem ordentlichen Gericht durch Urteil 

Alle gerichtlichen Scheidungen setzen voraus, daß zunächst ein Schlichtungsverfahren beim Schlichtungsausschuß durchgeführt wird. Das Verfahren setzt einen förmlichen Antrag voraus.

Vermögensauseinandersetzungen im Scheidungsfall

Bei der Ehescheidung kann jeder Ehegatte die Auseinandersetzung über das gemeinsame Vermögen verlangen 
. Kann eine Einigung über das Vermögen nicht erzielt werden, so muß eine gerichtliche Lösung gefunden werden. Das Familiengericht bestimmt die Höhe der Anteile unter Berücksichtigung aller Umstände, wobei der jeweilige Anteil am Vermögenszuwachs zu beachten ist 
. Vermögensauseinandersetzungen werden nur zu rund 50% der Scheidungsfälle durchgeführt 
.

Die Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes 
 hat in der Vergangenheit immer wieder gerade Hausfrauen benachteiligt. Mit dem Vermögen des regelmäßig arbeitenden Ehemannes angeschaffte Güter und demzufolge Vermögensmehrungen, kommen danach allein dem Ehemann zugute. Die häusliche Mitwirkung der Ehefrau bei der Bildung des Vermögens kann allenfalls beim Unterhaltsanspruch, beim Erbrecht und beim Anspruch auf finanzielle Auseinandersetzung berücksichtigt werden kann 
.
Obwohl die Trennung zwischen Hausarbeit der Ehefrau und Berufstätigkeit des Ehemannes regelmäßig zu einer Vermögenszurechnung des Einkommens beim Ehemann führt, hat die Rechtsprechung im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung Ausgleichsrechte der Ehefrau anerkannt, die eine Art "Zugewinnausgleich"
 ausmachen 
. Hiergegen wendet sich allerdings noch immer die Kritik in Japan, die auf Art. 768 JBGB gestützte Unterhalts- oder Schwerzensgeldansprüche grundweg ablehnen.

Der Anspruch nach Art. 768 JBGB gleicht die Nachteile der Ehefrau regelmäßig nicht aus 
, obwohl die Rechtsprechung der Familiengerichte, soweit sie überhaupt mit Vermögensauseinandersetzungen betraut sind, davon ausgeht, daß die häusliche Tätigkeit der Ehefrau auch bei Doppelverdiener-Ehen regelmäßig Gegenleistung für die Tätigkeit des Ehemannes ist.

xxxxxxxxxxxxxx

Mit seinem Urteil vom 2.9.1987 hat der Große Senat des Obersten Gerichtshofes 
 den Ausgleich des wirtschaftlichen Nachteils von Ehefrauen anläßlich der Scheidung neu definiert. Danach erfolgt ein - in der Höhe immer noch im Einzelfall festzustellender - Ausgleich entweder durch die Auseinandersetzung gemäß Art. 768 JBGB oder durch "Schmerzensgeld".

Unterhaltsansprüche für Ehepartner und Kinder bei Scheidung

Die Frage, ob ein Ehegatte vom anderen nach der Scheidung weiterhin für sich Unterhalt verlangen kann, ist umstritten 
. Die Rechtsprechung hat sich dieser Frage verschiedentlich gewidmet und Unterhalt unter bestimmten Bedingungen zugesprochen. 

Erstmals entschied der Oberste Gerichtshof in seinem Urteil vom 25.07.1958 
, daß ein Anspruch auf Unterhalt dann besteht, wenn der Anspruchsteller infolge schwerer Geisteskrankheit nicht in der Lage ist, sich selbst zu versorgen.

Spätere Entscheidungen gewährten Unterhalt nach der Scheidung der Ehe allenfalls dann, wenn der bedürftige Ehegatte durch die Auseinandersetzung nach _ 768 JBGB allein nicht hinreichend versorgt wurde und er dadurch seinen Lebensunterhalt nicht angemessen decken kann. Der insofern mögliche Ausgleich führt jedoch nicht dazu, daß der Lebensunterhalt tatsächlich in vollem Umfang gedeckt ist. Motozawa 
 verweist in diesem Zusammenhang auf eine Untersuchung des Ministeriums für Gesundheit und Wohlfahrt von 1978, nach der der Anteil der Frauen, deren Lebensunterhalt ganz oder teilweise von ihren geschiedenen Ehemännern beglichen wird, bei 2,7% lag.

Die Unterhaltspflicht gegenüber den gemeinsamen Kindern bestimmt sich anläßlich der Ehescheidung in erster Linie nach den Vereinbarungen, die die Eltern getroffen haben. Verweigert der Unterhaltspflichtige die Zahlung des vereinbarten oder vom Familiengericht im Rahmen der Schlichtung festgesetzten Unterhaltsbetrages, so kann er auf Zahlung auch für die Vergangenheit verklagt werden 
.

Die Praxis der Unterhaltsleistung sieht für deutsche Verhältnisse düster aus: entweder verzichten die Frauen auf eine Unterhaltszahlung für die Kinder durch den geschiedenen Ehemann, weil der Kontakt der Kinder mit dem Vater vermieden werden 
 soll oder aber weil der Gang an die Öffentlichkeit von einer Auseinandersetzung abhält.

Reformbetrebungen

Die bisher nur ungenügende Absicherung der Frauen und Kinder im Rahmen der Auseinandersetzung nach Ehescheidung führte bereits im Jahrre 1975 zu Reformvorschlägen des "beratenden Ausschusses für Gesetzgebung beim Justizministerium", die unter Fortführung des gesetzlichen Güterstandes der Gütertrennung folgende Novellierungen beinhalteten:

-
ein Ehegatte sollte ähnlich wie in Deutschland nur mit der Einwilligung des Ehepartners über die Ehewohnung, den Hausrat und die "Familienhabe" verfügen dürfen,

-
die Ehewohnung sollte nach der Scheidung der Ehefrau zustehen,

-
Vermögensfeststellung während der Ehe durch das Familiengericht 
,

-
zwingende Verpflichtung der Eltern, Elternrecht und Unterhaltspflicht gegenüber Kindern mit der förmlichen Anmeldung der Scheidung zu regeln,

-
Feststellung des Scheidungswillens durch das Familiengericht, wenn minderjährige Kinder vorhanden sind,

-
zwingende Entscheidung des Familiengerichts überhaupt, wenn minderjährige Kinder aus der Ehe hervorgegangen sind,

-
Aufnahme von Gesetzesbestimmungen in das JBGB, die die Art und Höhe der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern regeln

-
Aufnahme von Gesetzesbestimmungen in das JBGB, die die Personensorge (Elternrechte) betreffen 

-
Einführung eines Schnellvollstreckungsverfahrens zur Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen

-
Einführung eines gesetzlichen Forderungsübergangs zugunsten des Staates gegenüber den Vätern, für die der Staat Unterhaltsleistungen an die Kinder erbringen mußte

-
Klärung der Auseinandersetzung gemäß Art.768 JBGB von Amts wegen (und zugleich von Unterhalts- und etwaigen Schmerzensgeldansprüchen)

Die Reformvorschläge wurden bisher nicht realisiert. Lediglich die Sicherung des Vermögens vor Ehegattenverfügungen durch das Familiengericht konnte gesetzlich im Jahre 1985 durch die Einfügung des _ 15 b "GFEF" 
. 

Personenstand und Personensorge nach Ehescheidung

Das JBGB erlaubt den Eltern, sich über die elterliche Sorge zu verständigen 
.

Nur dann, wenn eine einvernehmliche Regelung nicht getroffen wird, entscheidet auf Antrag 
 das Familiengericht, welchem Elternteil das Elternrecht für ein gemeinschaftliches Kind zustehen soll. Hierbei treten naturgemäß die größten Probleme auf, denn bei der Frage des Sorgerechts treffen traditionelle Wertvorstellungen einerseits, nach denen die Kinder regelmäßig zum "Haus" des Vaters gehören und die Ahnenreihe fortsetzen, und die "moderne" Gesetzeslage in Japan mitunter heftig aufeinander, so daß eine Entscheidung durch eine"neutrale" Instanz erforderlich wird. In diesem Zusammenhang bedauerlich ist, daß das japanische Recht keine positive Bestimmung über das Umgangsrecht kennt 
. 

Aufgrund der Bestimmung des Art. 766 I JBGB kann die Personensorge vom Elternrecht abgetrennt und auf den anderen Elternteil oder einen Dritten 
 übertragen werden 
. Die Entscheidung nach Art. 766 JBGB kann auch im Wege der Gesetzesauslegung eine Regelung über das Umgangsrecht enthalten.

Wie in Deutschland wird das Personensorgerecht in Japan regelmäßig der Ehefrau übertragen 
. Grund für diesen Wandel der sittlich-rechtlichen Grundhaltung in der japanischen Gesellschaft ist die Aufgabe des "Ie"-Systems.

Der genaue Inhalt von Elternrecht einerseits und Personensorgerecht andererseits ist umstritten. Motozawa 
 hält eine Trennung von Eltern- und Personensorge für hilfreich, um Konflikte zwischen den Eltern um die Kinder zu mildern. Problematisch erscheint, daß umstritten ist, ob die Personensorge auch die Vertretung in allen Angelegenheiten umfaßt. Da aufgrund des Rechts auf Personensorge darauf geschlossen wird, daß der Sorgeberechtigte das Kind von dem anderen oder Dritten jederzeit herausverlangen
 kann, kommt der Personensorge wohl die entscheidende Befugnis zu.

Eheverträge

Familiengericht

Das Familiengericht in Japan ist ein Sondergericht für Familien- und Jugendangelegenheiten 
 und in jedem Distrikt institutionalisiert. Es steht gleichrangig neben dem "Distriktgericht", das dem deutschen Landgericht vergleichbar ist 
.

Verfahrens- und Zivilprozeßvorschriften

Grundlagen

Die "Familienangelegenheiten" werden auch in Japan durch besondere Vorschriften im Verfahrensrecht geregelt. Die historische und rechtliche Anlehnung an entsprechende Bestimmungen des sechsten Buchs der deutschen ZPO sind bis auf wenige Regelungsbereiche unverkennbar 
.

Maßgeblich in Familienangelegenheiten sind das "Gesetz über das Prozeßverfahren in Ehe- und Kindschaftssachen" ("GEK") 
 und für das Verfahren vor den Familiengerichten das "Gesetz über die familiengerichtlichen Entscheidungen in Familiensachen" ("GFEF") 
.

"Öffentliche Auseinandersetzungen" in "Familienangelegenheiten", d.h. nach deutschem Verständnis "Klagen" vor den Familiengerichten sind in Japan nach wie vor selten und unüblich. 

Zunächst erlaubt die liberale Gesetzgebung den Beteiligten eine schnelle und regelmäßig unbürokratische Klärung ihrer Angelegenheiten. Sollte das vorhandene Instrumentarium nicht ausreichen, so werden Japaner sich nach wie vor zunächst der öffentlichen Moral beugen und ihre privaten Angelegenheiten nicht vor den staatlichen Institutionen austragen. 

Kann keine außergerichtliche "private Einigung" der Parteien erzielt werden, so ist der Gang zu den zuständigen Gerichten nach _ 18 "GFEF" von der vorherigen Durchführung eines förmlichen Schlichtungsverfahrens vor dem Familiengericht abhängig 
.

Familienangelegenheiten nach dem "GEK"

"Familienangelegenheiten" sind nach dem "GEK" solche, die Klagen und Anträge auf:

-
Scheidung

-
Aufhebung und Nichtigkeitserklärung der Ehe

-
Auflösung, Aufhebung oder Nichtigkeitserklärung der Kindesannahme

-
Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes

-
Anerkennung bzw. Aufhebung der Anerkennung eines Kindes oder deren Nichtigkeitserklärung 
 

-
Herausgabe eines Kindes 

-
Feststellung der Personensorge anläßlich der Scheidung

-
Behandlung von Anträgen (Nebenanträgen) auf Auseinandersetzung oder Schmerzensgeld für die Zeit nach der Ehe 
 

zum Gegenstand haben.

Das "GEK" regelt u.a. auch die örtliche Zuständigkeit 
 - "Distriktgericht" 
 - des Gerichts, den Vorrang der Inquisitions- vor der Verhandlungsmaxime 
 und die Einengung der Dispositionsmaxime durch die Offizialmaxime
 sowie das Verbot der anderwaitigen Anhängigkeit 
.

Verfahren vor den Familiengerichten

Das Verfahren vor den Familiengerichten 
 wird einschließlich der Durchführung des notwendigen Schlichtungsverfahrens in Familienangelegenheiten nach den Bestimmungen des "Gesetzes über die familiengerichtlichen Entscheidungen in Familiensachen" ("GFEF") geregelt 
.

"Familiensachen" 
 werden danach durch das "obligatorische Schlichtungsverfahren"
 und/oder im Wege des gerichtlichen Beschlusses erledigt 
. Bestimmte familienrechtliche Streitigkeiten werden hierbei ausschließlich im Beschlußverfahren erledigt, andere hingegen nach vorher erforderlicher vorheriger Durchführung des Schlichtungsverfahrens. 

Verfahrensgrundsätze

Die meisten Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind in Japan der Parteidisposition entzogen 
. Soweit zur Streiterledigung ein Schlichtungsverfahren möglich und auch erforderlich ist, gilt dies nicht.

Das Schlichtungsverfahren vor dem Familiengericht

Das "GFEF" bestimmt in _ 17 für eine Reihe von Streitigkeiten und Gegenständen, daß vor einer Klageerhebung auf Antrag gemäß _ 18 ein förmliches Schlichtungsverfahren vor einem "Schlichtungsausschuß" durchgeführt werden muß. Bleibt das Schlichtungsverfahren ergebnislos, geht die Sache ohne weiteres in das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei dem Familiengericht über 
. Ausgenommen hiervon sind lediglich Familienangelegenheiten, die die Ehescheidung und/oder Kindesannahme betreffen 
. Bleibt das Schlichtungsverfahren anläßlich einer beabsichtigten Scheidung erfolglos, in dem der Schlichtungsausschluß das Schlichtungsverfahren für gescheitert erklärt wird, muß zum Zwecke der Fortführung des Verfahrens Klage erhoben werden 
.

Der Schlichtungsausschuß

Der Schlichtungsausschuß beim örtlich zuständigen Familiengericht ist mit einem Richter und zwei Laienrichtern besetzt 
. 
Gegenstand des Schlichtungsverfahrens

Ein Schlichtungsverfahren ist nach __ 17, 18 "GFEF" auf Antrag u.a. bei folgenden Streitigkeiten durchzuführen:

-
Umfang elterlicher Rechte und Pflichten 

-
Vermögensauseinandersetzungen nach Ehescheidung 

-
Anordnung der Personensorge (elterliche Gewalt) 

-
Unterhaltssachen 

-
Erbschaftssachen 
, soweit sie nicht gemäß Art.915, 918 JBGB zwingend Beschlussachen sind.

Dias Ergebnis einer erfolgreichen Schlichtung wird in einem Protokoll urkundlich niedergelegt. Das Protokoll steht gemäß _ 21 Abs.2 "GFEF" einem familiengerichtlichen Beschluß gleich 
. Die Protokollierung kann sowohl das Ergebnis eines außergerichtlichen Vergleichs als auch einer Verhandlung vor dem Schlichtungsausschuß sein. Hält der Schlichtungsausschuß im Falle der nach _ 18 "GFEF" beantragten Schlichtung einen Richterspruch für erforderlich, so erteilt das Familiengericht "den zur Schlichtung gelangten Parteien in folgenden Angelegenheiten einen zusätzlichen familiengerichtlichen Richterspruch, wenn es die Schlichtung für angemessen hält:

-
Aufhebung und Nichtigkeitserklärung der Ehe

-
Aufhebung und Nichtigkeitserklärung der Kindesannahme

-
Aufhebung und Nichtigkeitserklärung der Ehescheidung durch außergerichtliche Übereinkunft

-
Fragen der Kindesannahme jeder Art

-
Festsetzung der Vaterschaft gemäß Art.773 JBGB

-
Anfechtung der Ehelichkeit

-
Feststellung des Familienstandes (positiv/negativ)

In Ehescheidungssachen kann das Gericht gemäß _ 24 "GFEF" eine Zwangsschlichtung treffen, was in der Praxis in Japan allerdings kaum vorkommt 
.

Beschlussachen der Familiengerichte

Reine Beschlussachen nach dem GFEF sind:

-
Entmündigungssachen 
 und vergleichbare Angelegenheiten

-
Verschollenheitssachen 

-
Vormundschaftssachen 

-
Zustimmung zur Kindesannahme 

-
Angelegenheiten der elterlichen Gewalt 

-
Erbschaftssachen im Sinne der Art.915, 918 JBGB 
 

Rechtsmittel nach dem "GFEF"

Gegen die Beschlüsse der Familiengerichte ist gemäß _ 14 "GFEF" die sofortige Beschwerde zum Oberdistriktsgericht zulässig 
.

Gegen den familiengerichtlichen Richterspruch zum Zwecke der Schlichtung nach _ 23 "GFEF" kann binnen zwei Wochen nach Verkündung des Beschlusses Einspruch mit der Folge eingelegt werden, daß der Beschluß (Schiedsspruch/Richterspruch) jegliche Bedeutung verliert
. Anderenfalls steht der Richterspruch einem rechtskräftigen familiengerichtlichen Beschluß gleich. Dies gilt insbesondere auch für die möglichen Fälle der Zwangsschlichtung 
.

Registrierung von Urteilen und Beschlüssen

Der Kläger bzw. Antragsteller ist nach _ 77 PStG verpflichtet, die Ehescheidung durch Protokoll oder Zwangsschlichtung binnen 10 Tagen beim zuständigen Bezirksamt, das das gemeinsame Familienstandsbuch führt, anzumelden. Die Rechtskraft des nicht angefochtenen Urteils ist hiervon jedoch nicht berührt 
.

Einzelfragen des Internationalen Privatrechts

Japan ist im Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland dem Haager Eherechtsabkommen nicht beigetreten 
. Das japanische Internationale Privatrecht wurde bereits mit der ersten Fassung des Gesetzes vom 21.Juni 1898 Bestandteil des Bürgerlichen Gesetzbuches. Damit folgte Japan der deutschen Vorlage eines Ersten Entwurfs eines Bürgerlichen Gesetzbuches mit direkter Übernahme, während das deutsche IPR, damals noch 6. Buch des BGB im Entwurf, tatsächlich in das EGBGB übernommen wurde.

Am 27. Juni 1957 beschlossen die Bundesrepublik Deutschland und Japan ein Abkommen über die Erteilung standesamtlicher Befugnisse 
.

Die Eheschließung von Japanern im Ausland

Art.741 JBGB

Ehescheidung von Japanern im Ausland

Das japanische Recht behält die Möglichkeit der Ehescheidung anders als etwa die VR China in einigen Fällen 
 nicht den eigenen Rechten vor 
. Damit ist die Gegenseitigkeit mit der Folge verbürgt, daß deutsche Gerichte japanische Ehen scheiden können, ohne daß "hinkende Ehen" befürchtet werden müssen.

Ehescheidungen gemischt nationaler Ehen in Japan

Das nach Art.763 JBGB bestimmte Recht auf eine Privatscheidung führt unmittelbar zu der Fragestellung, ob in Japan lebende Ausländer, deren angestammte Rechtsordnungen das Institut der Privatscheidung nicht kennen, sich gestützt auf diese Vorschrift "privat" scheiden "lassen" können ?

Die Frage berührt z.B. den deutschen Rechtskreis. Sie ist zu verneinen, wobei die Begründung hierfür nicht etwa in den Grundsätzen des deutschen Rechts zu finden ist, die an sich die "lex fori" des Auslands anerkennen, soweit nicht der "ordre public" verletzt wird, sondern der japanischen Rechtsordnung selbst.

Mangels ausdrücklicher besonderer Vorschriften im Zivilprozeßrecht könnte eine Klage auf Ehescheidung - nach vorherigem erfolglosem Schlichtungsverfahren - an sich am Wohnsitz des Beklagten erhoben werden. Die Folge eines Schlichtungsverfahrens: Ein u.U. rechtskräftiger Richterspruch, der die "private" Scheidung zum Gegenstand hat.

Der Ansatz ist durch die Bestimmungen des "Gesetzes über die Anwendung der Gesetze vom 21.Juni 1898" ("GAG" 
) - in der Fassung von 1964 - verwehrt/beeinträchtigtxxxx, die in _ 16 folgendes regelt:

"Die Ehescheidung richtet sich nach dem Heimatrecht des Ehemannes zur Zeit der Ereignisse, welche den Ehescheidungsgrund bilden; aber das Gericht kann keine andere aussprechen, wenn der Ehescheidungsgrund als solcher vom japanischem Recht - z.B. gemäß Art.770 JBGB, der Verf. 
 - nicht anerkannt ist

Es ist umstritten, ob dies auch im Fall der Rückverweisung ("renvoi") gilt 
. Sieht das Heimatrecht des betreffenden Ausländers im Streitfall den Verweis auf das japanische Recht vor, so kommt dieses auch zur Anwendung, ohne das eine Bezugnahme etwa auf "Scheidungsgründe" des ausländischen Rechts erforderlich ist.

Nach Bergmann/Ferid 
 ist davon auszugehen, soweit insbesondere die Gründe für eine Scheidung nach dem Recht des beteiligten Ehemanns 
 gegeben sind, eine Scheidung durch ein bloßes Schlichtungsverfahren ("protokollierte Schlichtung") oder Richterspruch nach dem "GFEF" wirksam und anzuerkennen.

Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Urteile in Japan

Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Urteile in Japan ist in der japanischen Zivilprozeßordnung 
 geregelt.

Dokumente 

Rechtsanwendungsgesetz - zitiert nach Bergmann/Ferid -

_ 3
Die Geschäftsfähigkeit einer Person richtet sich nach deren Heimatrecht. Ein Ausländer, der Rechtsgeschäfte in Japan vorgenommen hat, wird, auch wenn er nach seinem Heimatrecht geschäftsunfähig wäre, ungeachtet der vorhergehenden Bestimmung als geschäftsfähig angesehen, wenn er nach japanischem Recht geschäftsfähig ist. 

Die Bestimmung des vorhergehenden Ansatzes findet keine Anwendung auf Rechtsgeschäfte, welche das Familien- und Erbrecht betreffen, und ebensowenig auf Rechtsgeschäfte über im Ausland gelegene Grundstücke.
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- Die Adoption kann nach den Bestimmungen der Art. 811, 814 JBGB durch Einigung zwischen Annehmenden und Angenommenen oder aber durch ein gerichtliches Urteil aufgehoben werden 
.

�	1542 hatte Japan mit der Ankunft portugiesischer Seefahrer, in deren Gefolge sich Mönche des Jesuitenordens befanden erstmals für eine kurze Periode Kontakt mit Westeuropa und der Kultur des Abendlandes. Mit der Ausweisung holländischer Kaufleute in Nagasaki vollzog Tokugawa 1637 aber bereits wieder die Abkehr von der Welt, vgl. Almanaque Abril, Nacoes do Mundo, Sao Paulo, Brasil, 1986, S.375.


�	Der auf den indischen Mönch Bodhidharma (470-543?) zurückgehende chinesische "Chan-Buddhismus" stellt als sogenannter "Meditations- bzw. Intuitionsbuddhismus" die Urform des japanischen ZEN dar.


�	Grasmann, Prof.Dr.Günther, Das japanische Recht, in: David/Grasmann, Einführung in die großen Rechtssysteme der Gegenwart, Fünfter Teil, I.Titel, 2.Kapitel, 2. Auflage, München 1988, S.558 ff.


�	Tappe, Dr.Friederich, Das neue japanische Familien- und Erbrecht, FamRZ 1956, 15 ff.


�	ab 1868 mit der Wiederherstellung der kaiserlichen Macht und dem Beginn der gesellschaftlichen Modernisierung unter zentraler Regierungsgewalt


�	Vogt, Karl, Japanisches Bürgerliches Gesetzbuch, Berlin 1927 (Übersetzung des Gesetzbuches); Tokyo 1937


�	Grasmann, Prof.Dr.Günther,	Das japanische Recht, in: David/Grasmann, Einführung in die großen Rechtssysteme der Gegenwart, Fünfter Teil, I.Titel, 2.Kapitel, 2. Auflage, München 1988, S.563 Anm.10.


�	Suzuki, ebenda, 104 (105)


�	vgl. Mehren, V., Law in Japan 1963 - unter Berücksichtigung des Einflusses des Rechts der USA seit 1945.


�	Suzuki, ebenda, 104 (107)


�	vgl. Tappe,Dr. Friedrich, Das neue japanische Familien- und Erbrech, FamRZ 1956, 15 ff.; Bergmann/Ferid, S.6.


�	vgl. Suzuki, Rokuya, Die Modernisierung des japanischen Familien- und Erbrechts, RabelsZ 1954, 104 ff.


�	zitiert nach: "Bergmann/Ferid", S. 6. Vgl. auch Suzuki, ebenda, S.104 ff.


�	"Kaiser"


�	"Samurei", "Weg des Bushido"


�	Suzuki spricht 1954 noch moderat von "ungünstiger Stellung", in der sich die Frau in Japan im Familiensystem befand, vgl. Suzuki, RabelsZ 1954, 104 ff. "Außerdem wird kein Vertrauen in die Frau als Mutter oder Ehefrau gesetzt, denn sie ist normalerweise aus einem anderen Haus hereingekommen und sozusagen nicht eingeboren."


�	Suzuki, ebenda, 104 (105)


�	Suzuki, ebenda, 104 (105)


�	Suzuki, ebenda, 104 (105)


�	Suzuki, ebenda, 104, (105)


�	Suzuki, ebenda, 104 (105)


�	Suzuki, ebenda, 104 (105)


�	Vogt, Karl, Japanisches Bürgerliches Gesetzbuch, Berlin 1927 (Übersetzung des Gesetzbuches); Tokyo 1937


�	Grasmann, Prof.Dr.Günther,	Das japanische Recht, in: David/Grasmann, Einführung in die großen Rechtssysteme der Gegenwart, Fünfter Teil, I.Titel, 2.Kapitel, 2. Auflage, München 1988, S.563 Anm.10.


�	


�	Suzuki, ebenda, 104 (107)


�	vgl. Bergmann/Ferid, S.6.; Suzuki, Die Modernisierung des japanischen Familien- und Erbrechts, RabelsZ 1954, 104; Tappe, Dr. Friederich, Das neue japanische Familien- und Erbrecht, FamRZ 1956, 15 ff.


�	vgl. Bergmann/Ferid, S.6, 11 ff; Suzuki, Die Modernisierung des japanischen Familien- und Erbrechts, RabelsZ 1954, 104. 


�	Eine deutsche Übersetzung des Gesetzes ist in "Bergmann/Ferid, Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, Bd. IV, abgedruckt.


�	Suzuki, Die Modernisierung des japanischen Familien- und Erbrechts, RabelsZ 1954, 104.


�	Suzuki, Die Modernisierung, 108


�	Suzuki, 108


�	Yamauchi, Prof.Dr. Koresuke, Zur Änderung des Internationalen Ehe- und Kindschaftsrechts in Japan, IPRax 1990, 268 ff.


�	Gesetz über die Anwendung der Gesetze vom 21.Juni 1898 in der Fassung von 1964, abgedruckt in; Bergmann/Ferid, Bd.IV, S.8c ff.


�	Soweit die Bestimmungen hier von Bedeutung sind, werden sie im Dokumentenanhang zitiert.


�	Yamauchi, Pro.Dr.Koresuke, Zur Änderung des Internationalen Ehe- und Kindschaftsrechts in Japan, IPRax 1990, 268 ff.


�	_ 1 Rechtsanwendungsgesetz vom 21.6.1898 i.d.F. von 1964


�	Suzuki, Die Modernisierung des japanischen Familien- und Erbrechts, RabelsZ 1954, 104 (110)


�	Suzuki, Die Modernisierung des japanischen Familien- und Erbrechts, RabelsZ 1954, 104 (110)


�	aus: Motozawa, Prof. Miyoko, Die Ehescheidung in Japan, FamRZ 1989, 459, 460, Anm.3) unter Berufung auf die Zeitschrift "Hanrei Times", Nr.575 (1986), S.94.


�	Suzuki, 104 (110)


�	Suzuki, 104 (111)


�	Suzuki, 104 (111)


�	Suzuki weist darauf hin, daß auf vielen Rechtsgebieten außerhalb des bürgerlichen Rechts die "Geheinehe" anerkannt und z.B. der "Geheimehefrau" bei Unfalltod ihres "Geheimehemannes" einen Anspruch auf die Unfallversicherung ihres "Ehemannes" hat, vgl. Die Modernisierung des ..., 104 (111)


�	Vgl. Art. 731-736 JBGB; dagegen __ 4-10 deutsches EheG


�	Art. 737 JBGB; Suzuki, ebenda 104 (110); Bergmann/Ferid, Bd.IV, Japan, S.xxx; Sind beide Elternteile bereits tot, ist keinerlei Zustimmung erforderlich.


�	Bergmann/Ferid, Bd.IV, S.8b


�	Gesetz Nr.224 von 1947 in der Fassung von 1962 und 1984 (letzte Änderung auf den 1. Januar 1985).


�	Ort, Datum, Zeitpunkt der Eheschließung


�	Art. 753 JBGB


�	Wie in China besteht der Familiennahme in Japan aus dem Familien- und Personennamen, wobei der Familienname vor dem Personennamen geführt wird, vgl. Suzuki, 104 (114). Ein Beispiel: Familienname "Suzuki", Personenname "Rokuya".


�	Koichi Bai, Zur Änderung der Familiennamen in Japan, StAZ 1959, 304


�	Suzuki, 104 (114)


�	Art. 790 II JBGB


�	Art. 767 JBGB


�	Art. 728 II JBGB


�	Der genaue Wortlaut des Art.107 ist in Bergmann/Ferid, Bd.IV, Länderbericht Japan, S.8c wiedergegeben


�	Personen- und Vermögenssorge


�	Suzuki, 104 (112)


�	Testament


�	Art. 781 JBGB; Bergmann/Ferid, Bd.IV. S.xx; Suzuki, 104 (112)


�	vgl. dagegen _ 1737 I 1 BGB


�	Suzuki, 104 (112)


�	Keine Bestellung eines Vormunds


�	Art. 819 III JBGB


�	Art. 792 JBGB


�	Art. 793 BGB; Suzuki, 104 (113)


�	Art. 789 JBGB


�	Art. 789, 809 JBGB


�	Suzuki, 104 (113)


�	Suzuki, 104 (111)


�	Art. 877 I JBGB; Suzuki, 104 (113)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (464)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (464)


�	Suzuki, 104 (113)


�	Suzuki, 104 (113)


�	Art. 877, 880 JBGB


�	Suzuki, 104 (115)


�	Suzuki, 104 (115)


�	Suzuki, 104 (114)


�	siehe Anmerkung: Suzuki, 104 (114)


�	Suzuki, 104 (113)


�	Suzuki, 104 (114)


�	Suzuki, 104 (114)


�	Erben ersten Grades


�	Suzuki, 104 (114)


�	Suzuki, 104 (114)


�	Suzuki, 104 (114)


�	Art. 762 I JBGB; Motazawa, FamRZ 1989, 459 (461)


�	Art. 755 JBGB


�	Eherechtliche Güterverträge waren früher selten, vgl. Suzuki, Die Modernisierung , 104 (111); Ob sich dies nach 30 Jahren geändert hat, konnte nicht ermittelt werden.


�	Art. 758 I JBGB


�	Zu den Problemen aus der gesetzlichen Festlegung der Gütertrennung als Güterstand siehe unten Seite xxx unter xxx


�	Motozawa, Prof. Miyoko, Die Ehescheidung in Japan, FamRZ 1989, 459 (462, Anm.18)


�	Quelle Motozawas: Statistics Bureau of Prime Minister`s Office, The Survey on Time Use and Leisure Activities 1986, Vol. 2 (Japanisch-Englisch), p. 26


�	Motozawa, Prof. Miyoko, Die Ehescheidung in Japan, FamRZ 1989, 459.


�	aus: Motozawa, Prof. Miyoko, Die Ehescheidung in Japan, FamRZ 1989, 459, 460, Anm.3) unter Berufung auf die Zeitschrift "Hanrei Times", Nr.575 (1986), S.94.


�	460, Anm.4 u.5) unter Berufung auf die Zeitschrift "Hanrei Times", Nr.575 (1986), S.94.


�	aus: Motozawa, Prof. Miyoko, Die Ehescheidung in Japan, FamRZ 1989, 459, 460, Anm.3) unter Berufung auf die Zeitschrift "Hanrei Times", Nr.575 (1986), S.94.


�	"Alle Privatrechte müssen dem öffentlichen Wohl entsprechen. Die Ausübung der Rechte und die Erfüllung der Verbindlichkeiten müssen nach den Grundsätzen von Treu und Glauben erfolgen. Ein Rechtsmißbrauch ist nicht gestattet".


�	Humbert-Droz, Dr. Wolfgang, Das Ehescheidungsrecht in Japan, Zürich/Köln 1985, (Anhang) unter Berufung auf: Asahi Shimbum vom 19.06.1983 - Kosei Tokei Kyokai, S.4 u.22; Miyazaki, S. 240; Rheinstein, Marriage Stablity, p 111; Japan Statistical Yearbook 1982-84; Tamara, Ehescheidungsrecht, S. 406; Motozawa, FamRZ 89, 459.


�	Die Möglichkeit der Privatscheidung ist nach chinesischem Recht formell ebenso möglich wie in Korea und der ehemaligen Sowjetunion, vgl. Bergmann/Ferid, Bd.IV, S.8a


�	Art. 763 JBGB


�	Örtlich zuständig ist gemäß _ 25 Familienregistergesetz ("FRG") das Zivilstandesamt des eingetragenen Domizils oder des Wohnsitzes des Mannes oder der Ehefrau, vgl. Humbert-Droz, Das Ehescheidungsrecht in Japan, Zürich/Köln 1985, S.5, Anm.11.


�	Art. 764 JBGB; die Vorschriften über die Eheschließung finden entsprechend Anwendung


�	siehe die Scheidungsstatistik auf Seitexxx


�	"PStG" = Personenstandsgesetz. Vgl. auch das "Familienregistergesetz" ("FRG") ("Koseki ho"), Gesetz Nr. 224 vom 22.12.1947, in Kraft seit dem 1.1.1948


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (460);


�	Humbert-Droz, Wolfgang, Das Ehescheidungsrecht in Japan, Zürich/Köln 1985, S. 5


�	Art. 765 I JBGB i.V.m. _ 76 PStG; Motozawa, FamRZ 1989, 459 (461);


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (461); Können sich die Eltern nicht verständigen, so trifft das Familiengericht eine Entscheidung über die Elternrechte, siehe unten xxx Seite xxx


�	Humbert-Droz, S.6


�	Gesetz Nr.152 von 1947. Der Oberste Gerichtshof erließ zu diesem Gesetz mit der VO Nr. 15 von 1947 eine Durchführungsverordnung


�	Bergmann/Ferid, S.8


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (461)


�	Art. 770, 771 JBGB; Suzuki, Die Modernisierung, 104 (112)


�	Art. 770 I Nr.1 JBGB


�	auch "Verlassen", vgl. Motozawa, FamRZ 1989, 459 (461), Anm.13


�	Art. 770 I Nr.2


�	Art. 770 I Nr.3


�	Art. 770 I Nr.4


�	Art. 770 I Nr.5 ("Zerrüttungsprinzip")


�	Kamatani, Yuh, Zur Änderung der Rechtsprechung im Bereich des japanischen Scheidungsrechts, FamRZ 1988, 472


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (464)


�	Urteil v.2.9.1987 ("Hanrei-jiho" Nr.1243,S.3) aus Kamatani, Yuh, Zur Änderung der Rechtsprechung im Bereich des japanischen Scheidungsrechts, FamRZ 1988, 472


�	zitiert nach Kamatani, Yuh, Zur Änderung der Rechtsprechung im Bereich des japanischen Scheidungsrechts, FamRZ 1988, 472, 473


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (465, Anm.40 m.w.N.)


�	Bermann/Ferid, Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, Bd.IV., Länderbericht "Japan", S.18 F.2.;Motozawa, Prof. Miyoko, Die Ehescheidung in Japan, FamRZ 1989, 459, 460; 


�	Art. 770 JBGB


�	Art. 768 I JBGB


�	Art. 768, 771 JBGB


121		Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462)


�	Urteil vom 6.09.1961, Minshu, Bd.15, Nr.8, S.2047


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462)


�	hierbei handelt es sich wohl in erster Linie um einen immateriellen Ausgleichsanspruch für die Nachteile der Ehefrau aus der Ehescheidung


�	Suzuki, 104 (112); Motazawa, FamRZ 1989, 459 (461);


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462)


�	Kamatani, Yuh, Zur Änderung der Rechtsprechung im Bereich des japanischen Scheidungsrechts, FamRZ 1988, 472; Motozawa, FamRZ 1989, 459 (465)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462)


�	Minshu, Bd. 12, Nr.12, S.1823, vgl. Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462, Anm.20 m.w.N.)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (464)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (464)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (462)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (464)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (463)


�	Art. 818, 819 I JBGB


�	vgl. 9 I, 17, 18 GFEK


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (463)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (463)


�	z.B., wenn beide Eltern zur Ausübung der Personensorge nicht geeignet sind.


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (463, Anm.27, m.w.N.)


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (463)


�	Art. 821 JBGB


�	Zu den Jugendsachen gehören auch Jugendstrafsachen.


�	Suzuki, 104 (114)


�	vgl. Bergmann/Ferid, S.6.


�	Gesetz Nr. 13 von 1898.


�	Gesetz Nr.152 vom 6.12.1947, in Kraft seit dem 1.1.1948. Das Gesetz wird in der deutschen Literatur nicht einheitlich abgekürzt. Während Bergmann/Ferid mit "GFEK" abkürzen, verwenden Motozawa die Abkürzung "FGEG", vgl. FamRZ 1989, 459, 460 ff., und Humbert-Droz, Das Ehescheidungsrecht in Japan, Zürich/Köln 1985 die Abkürzung "GBF"= Gesetz über die Beendigung von Familienstreitigkeiten ("Kaji shimpan ho"). Der Oberste Gerichtshof erließ zu diesem Gesetz mit der VO Nr. 15 von 1947 eine Durchführungsverordnung


�	Röhl, Das Familiengericht in Japan, NJW 1957, 12; Mikazuki, Das japanische Familiengericht. Ehe- und Familie, 1958, 53 ff.


�	vgl. Bergmann/Ferid, S. 6a.


�	gemäß Art. 821 JBGB


�	_ 15 I des Verfahrensgesetzes für Personalangelegenheiten vom 21.6.1898 aus: Motozawa, FamRZ 1989, 459 (465)


�	__ 1, 24, 27 "GEK"


�	"Chiho-Saibansho"


�	__ 10, 14, 26, 32 "GEK".


�	a.a.O.,ebenda


�	__ 9, 26, 32 III "GEK".


�	Dem Familiengericht in Japan obliegen Familienangelegenheiten im Schlichtungsverfahren und in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, vgl. Suzuki, 104 (114)


�	Bergmann/Ferid,S.7


�	besser: "familienrechtliche Streitsachen"


�	"chotei", siehe Bergmann/Ferid


�	"kaji-shinpan", siehe Bergmann/Ferid


�	Bergmann/Ferid, S.7


�	_ 26 Abs.1 "GFEF"


�	Bergmann/Ferid, S.8


�	_ 26 Abs.2 "GFEF"


�	_ 22 "GFEF", aus: Bergmann/Ferid, S.7.


�	gemäß Art.752, 758 Abs.2, 3, 760, 766 Abs.1 und 2 JBGB


�	gemäß Art.768 Abs.2 JBGB


�	gemäß Art.811 Abs.4, 819 Abs.5, 6 JBGB


�	gemäß Art.877 ff. JBGB


�	gemäß Art.892 ff., 907 JBGB


�	Bergmann/Ferid, S.8. Siehe auch oben unter "Privatscheidung", S.xxx


�	Bergmann/Ferid, S.8; siehe hierzu die Statistik auf Seite xxx


�	gemäß Art.7, 10 JBGB


�	gemäß Art.30, 32 Abs.1 JBGB


�	gemäß Art.811 Abs.5, 841, 844, 849, 853, 862, 863, 870 JBGB


�	gemäß Art.794, 798 JBGB


�	gemäß Art.822, 857, 826, 830 Abs.2-4, 834-836, 837 BGB


�	


�	"Koto-Saibansho", entspricht einem deutschen OLG, aus: Bergmann/Ferid, S.7.


�	_ 25 Abs.1, 2 "GFEF"; vgl. Bergmann/Ferid, S.8.


�	Bergmann/Ferid, S.8


�	Motozawa, FamRZ 1989, 459 (461)


�	vgl.Bergmann/Ferid, Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, Bd. IV, Teil: Länderbericht "Japan", S.1.


�	vgl. StAZ 1957, 314 ff.; Bergmann/Ferid, Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, Bd. IV, Teil: Länderbericht "Japan", S.1.


�	z.B. bei nur vorübergehend im Ausland lebenden Studenten


�	Bergmann/Ferid, S.8a


�	"Kollisionsgesetz", vgl. Gesetzestext in deutscher Übersetzung in Bergmann/Ferid, S.10 ff.


�	siehe oben unter "Ehescheidung", S.xxx


�	Bd.IV, S.8a


�	Bd.IV, S.8c allerdings ohne weitere Literaturnachweise


�	Scheidungsgründe nach deutschem Recht gemäß __xxxBGB


�	Gesetz Nr.29/1890 in der Fassung des Gesetzes Nr.111 von 1966


�	Suzuki, 104 (113)
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